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ber erſtbetreibenden Gläubiger wohnten in andern deutſchen Bundesſtaaten und 18 ( 6,4 %) im

Reichsausland , und zwar ſämtliche in der benachbarten Schweiz .
Der Zahl nach waren die meiſten Erſtbetreibenden ( 103 oder 36,8 f ) Berufstätige in

Gewerbe , Induſtrie , Handel und Verkehr ; die nächſtgrößten Zahlen Einleitungsgläubiger ſtellten

die Pfandbriefinſtitute ( 59 oder 21,1/ ) und die Sparkaſſen ſowie Erwerbs - md Wirtſchafts⸗

genoſſenſchaften ( 55 oder 19,6 ) . Nach der Höhe der Forderungsanſprüche ſtehen aber die beiden

letztgenannten Gläubigergruppen mit 984000 ( 32 , / ) und 862000 M ( 28,6 ) ͤan der

Spitze und kommen erſt an dritter Stelle die Gewerbe - und Handeltreibenden mit 765 000 b

( 25,4 ] .
Hypothekariſch geſichert waren Forderungen der Einleitungsgläubiger in 257 Fällen ( 91,8 %)

mit 3,0 Mil . AM und zwar in 126 Verfahren ganz oder zum Teil durch I . Hypothek mit

1,9 Mil . „ J . Die reinperſönlichen (pfandloſen ) Forderungen beliefen ſich in 23 Verfahren auf

18000 Mo.

Bon den aus den Vorjahren Übergegangenen und 1911 nen angeordneten ( 167 + 280 = )

447 Zwangsverwaltungen wurden 259 im Laufe des Jahres 1911 wieder rechtskräftig aufgehoben ,

ſo daß auf Jahresſchluß 1911 noch 188 Verfahren im Laufe waren . Der Wert der durch die

Aufhebungen freigegebenen Grundſtücke belief ſich auf 14,7 Mill . Ab; Ende 1911 erſtreckten ſich

die Zwangsverwaltungen noch auf Grundſtücke im Wert von 13,2 Mill . Mb,

Die aufgehobenen Verfahren währten zu mehr als neun Zehntel ( in 237 oder 91,5 „%ͤ Fällen )

nur 1 Jahr und weniger ( 85 bis zu 3, 86 bis zu 6 Monaten und 66 bis zu 1 Jahr ) , 18 hatten

eine Dauer bis zu 2 Jahren und 4 eine ſolche bis zu 3 Jahren .

In 160 ( 61,8 / ) der aufgehobenen Verfahren waren aus dem Ertrage der zwangsverwalteten
Grundſtücke Verwaltungsausgaben und Verfahrenskoſten im Geſamtbetrage von 59 000 % zu

beſtreiten . Überſchüſſe wurden nur in 130 Fällen ( 50,2 /½) erzielt . Dieſe betrugen im ganzen

123000 % und kamen auf die in § 10 Ziffer —5 Zwe6 bezeichneten Anſprüche zur Ver⸗

teilung .
Die Mehrzahl der Zwangsverwaltungen ( 145 oder 56,0 / ) wurde infolge Zuſchlags der

Grundſtücke in einem gleichzeitig betriebenen Zwangsverſteigerungsverfahren aufgehoben , 111

( 42,8 0h) erlebigten ſich durch Zurücknahme des Vollſtreckungsantrags und nur 3 Verfahren ( 1,2 o )

endigten durch Befriedigung der Gläubiger .
Aus der nachſtehenden Überſicht ergibt ſich für das Jahr 1911 die Verteilung der Zwangs⸗

verwaltungen auf die 7 größten Städte mit über 20000 Einwohnern und das übrige Groß⸗
herzogtum .

Anordnungen | Aufhebungen Stand auf Jahresſchluß

Städte Zahl Wert der | Bahl Wert Der | Zahl Wert der
Der Grundſtücke der Grundſtücke |

der Grundſtücke
Verfahren 1000 % Verfahren 1000 % Verfahren 1000 %

EE a eT enn IA BATAL ul D 4164 60 4739

MOTTE i tind 27 1624 22 1464 14 1 049

EDILA . dianes keib i G LAT TA NBA 1696 | 18 801

TOE e Ah AE LERLF 19 TLB . 12 748

KENELER 0 i aS 32 Zihi h 29 OBUT 4 29 2610

ARE ae atndy 6 490 6 406 4 277

DADE asar Ai 18 OLD : i 16 TIBA 8 685

Summe dieſer Städte . 195 14145 8188 12574 140 10 909

Übriges Großherzogtum 85 2730 76 2 102 48 2260

2. Die Aufwendungen für die öffentlichen Volksſchulen leinſchl. Fortbildungs⸗

ſchulen ) und die höheren Lehranſtalten in Baden .

Die amtlichen ſtatiſtiſchen Veröffentlichungen über die Volksſchulen wie über die höheren

Lehranſtalten erſtreckten ſich bisher in Baden auf die Zahl der Schulen und Schulorte , bezw. auf
die Gattung der Anſtalten und deren Klaſſenzahl ſowie auf Angaben über Lehrkörper und Schüler ;

dagegen wurden Nachweiſungen über die Ausgaben für dieſen Unterricht in dieſem Zuſammenhang

nicht bekanntgegeben . Ermittelungen über die Aufwendungen für die Volksſchulen wurden bisher

nur dreimal für reichsſtatiſtiſche Zwecke gemacht , und zwar für die Jahre 1900 , 1906 und 1910 ,

und follen künftighin alle 5 Jahre wiederholt werden , um ein vollſtändiges Bild von den Stand
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des öffentlichen Volksſchulweſens zu erhalten . Als „öffentliche Volksſchulen “ gelten dabei in
Anlehnung an die Geſetzgebung diejenigen Schulen , deren Beſuch zur Erfüllung der allgemeinen
Schulpflicht dient und gegebenenfalls erzwungen werden kann . Es iſt alſo als Zählungseinheit„ Schule “ diejenige Reihe von Klaſſen anzuſehen , die ein und dasſelbe Kind zur Erfüllung der
geſetzlichen Schulpflicht — vom 6. bis zum 14 . Jahr —zu erledigen hat .

In den im folgenden nachgewieſenen Aufwendungen für die öffentlichen Volksſchulen ſind—da ſie nicht ausgeſchieden werden können — auch die Ausgaben für die Fortbildungsſchulenſowie für ſolche Schulen mitenthalten , die über das Ziel der Volksſchule hinausgehen , jedoch nicht
zu den höheren Lehranſtalten zu rechnen find, wie gehobene , erweiterte Volksſchulen , Biirger - und
Töchterſchulen .

Nach den Angaben des Großh . Oberſchulrats bezw. des Großh . Miniſteriums des Kultus
und Unterrichts betrugen dieſe Aufwendungen im Jahr 1900 insgeſamt 10999061 Ao , davon
wurden 2396072 Mo oder 21,8 0 aus Staatsmitteln gedeckt ; im Jahr 1906 beliefen ſie ſichbereits auf 16032522 Jb , Davon 4472120 M6 oder 27 , % aus Staatsmitteln , und im Jahr1910 waren ſie auf 21613335 / , davon 5 562 916 / oder 25 ,

° aus der Staatskaſſe , ange⸗wachſen . Die Geſamtſchülerzahl ſtieg in den gleichen Zeiträumen von 273 149 auf 308 102 und
334867 . Es kam ſomit im Jahr 1900 auf einen Schüler ein Aufwand von 40,26 Ab, im Jahr1906 von 52,04 / und 1910 ſogar von 64,54/ . Der Anteil , welcher vom Staat für einen
Schüler getragen wurde , belief ſich in den genannten Jahren auf 8,77 AM bezw. 14,52 Ab bezw.16,61 Jo ; ex ift alfo ſtändig geſtiegen und hat für 1910 nahezu den doppelten Betrag von 1900
erreicht , während der Anteil des Staates an den Geſamtaufwendungen 1910 um 2 , 9% hinterdem von 1906 zurückblieb . In Wirklichkeit wurden aber 1910 aus Staatsmitteln 1090 796 /
mehr für das Volksſchulweſen aufgewendet als 1906 . Der rechneriſche Rückgang des Staatsanteils
beruht darauf , daß eine Anzahl Gemeinden , insbeſondere die größeren Städte , ihre Mehrleiſtungenüber das geſetzlich vorgeſchriebene Maß hinaus in noch höherem Grade verſtärkt haben , als der
Staat ſeine Aufwendungen .

In den vorſtehenden Zahlen ſind die geſamten laufenden Unterhaltungskoſten für das betr .
Erhebungsjahr nachgewieſen , die perſönlichen wie die ſächlichen Koſten . Zu den perſönlichen zählendie Gehaltsbeträge (einſchl . der Wohnung bezw. der Mietsentſchädigung ) und die Zulagen uſw der
vollbeſchäftigten wie der nicht vollbeſchäftigten Lehrkräfte , ferner die Aufwendungen für Ruhegehalteder Lehrer fowie die Witwen : und Waiſenbezüge , auch Stellvertretungskoſten u. dgl. SächlicheKoſten find z. B. die jährlichen Aufwendungen für Lehrmittel , für Reinigung , Heizung und Ve -
leuchtung der Schulen ( mit Einſchluß der Ausgaben für Schuldiener ) ; auch gehört die gewöhnliche
Unterhaltung und Ausbeſſerung der Schulgebäude und ihres Zubehörs ſowie die etwaige Anmietungvon Schulräumen hierher .

Für die höheren Lehranſtalten hat die Feſtſtellung der Aufwendungen erſtmals im Jahr 1910,anläßlich der dritten einheitlichen Aufnahme im Reich , ſtattgefunden ; für ſie liegen alſo keine Ver⸗
gleichszahlen vor . Unter den höheren Lehranſtalten ſind hier — nach dem Stand vom 1. De —
zember 1910 —zu verſtehen : 17 Gymnaſien , 7 Realgymnaſien , 10 Oberrealſchulen , 4 Real⸗
proghmnaſien , 26 Realſchulen , 2 Höhere Bürger - und 10 Höhere Mädchenſchulen , zuſammen76 Anſtalten mit insgeſamt 23 920 Schülern . Nach den für die Reichsſtatiſtik angenommenenVorſchriften mußten für dieſe Erhebung die im Ausbau zu einer höheren Stufe begriffenen Anſtaltenjeweils ſchon bei letzterer berückſichtigt werden . So ſind bei den 10 Oberrealſchulen 2 im Ausbau
zu Oberrealſchulen begriffene Realſchulen mit 557 Schülern und bei den 26 Realſchulen cine im
Ausbau zur Realſchule begriffene Höhere Bürgerſchule mit 91 Schülern eingerechnet . Es weichendeswegen auch dieſe Zahlen von den betreffenden Angaben in den ſonſtigen Darſtellungen der
öffentlichen höheren Lehranſtalten in Baden ab . Leider können infolgedeſſen jene Ergebniſſe über die
Zahl der Anſtalten und Schüler auch nicht wohl zur Berechnung der Aufwendungen fir die ver -ſchiedenen Gattungen der höheren Lehranſtalten oder für einen einzelnen Schüler derſelben ver —
wendet werden .

Nach den Angaben des Großh . Miniſteriums des Kultus und Unterrichts beliefen ſich die
eſamtaufwendungen für die genannten 76 Lehranſtalten im Jahr 1910 auf 6696 555 fh :davon wurden 3161675 k ober 47,2 / aus Staatsmitteln , 1581926 / oder 23,6 y augGemeindemitteln, 1619774 / oder 24, % durch Schulgeld und 333 180 M oder 5,0 % augonſtigen Quellen gedeckt. Dieſe Beträge verteilen ſich auf die einzelnen Arten der Anſtalten wieolgt : Auf die 17 Gymnaſien mit insgeſamt 5159 Schülern kamen 2 049 880 ½ Aufwendungen ,Avon 13383886 / aus Staatsmitteln , 471744 M durch Schulgeld und 244800 / aus

9¹
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ſonſtigen Quellen . Die 7 Realgymnaſien mit 3061 Schülern erforderten insgeſamt 821791 Mb,

davon 342 185 / aus Staats⸗ , 247 326 / aus Gemeindemitteln , 220 490 durch Schulgeld

und 11790 / aus ſonſtigen Quellen und die 10 Oberrealſchulen mit 5138 Schülern im

gangen 1244451 / , nämlich 583 421 % aus Staats⸗ , 377 250 / aus Gemeindemitteln ,

272800 / durch Schulgeld und 11010 / aus ſonſtigen Quellen . Für die 4Realprogym⸗ —

naſien mit 744 Schülern wurden 179099 M aufgewendet , und zwar 657327 Mo. aug : Staats -

mitteln , 67 312 / aus Gemeindemitteln , 32 930 b durch Schulgeld und 13 530 AM aus ſonſtigen

Ouellen , und für die 26 Realſchulen mit 4130 Schülern 1258 141 Ao, Davon 583630 :

aus Staats⸗ , 453 951 / aus Gemeindemitteln , 232 990 / durch Schulgeld und 37570 /

aus ſonſtigen Quellen . Die 2 Höheren Bürgerſchulen zählten zuſammen 175 Schüler und

die 10 Höheren Mädchenſchulen insgeſamt 5513 Schülerinnen . Die Ausgaben für die

beiden erſteren Anſtalten betrugen 48254 Mb, davon wurden 27088 Mb aus Staats⸗ , 15 656 %/8

aus Gemeindemitteln , 4660 / durch Schulgeld und 850 / aus ſonſtigen Quellen bezahlt , und

für die letzteren 1094909 Mb, von denen 276 688 / der Staat und 420431 : Mo die Gemeinde

trug , während 384 160 durch Schulgeld und 13 63 aus ſonſtigen Quellen aufgebracht

wurden.

3 . Salzerzeugung und Salzabſatz , ſowie Salzſteuer in Baden im Rechnungs⸗

jahr 1912/13 .

Nach den Angaben der Großh . Zoll⸗ und Steuerdirektion wurden im Reichsrechnungsjahr

1. April 1912 bis 31 . März 1913 auf der Saline Dürrheim 1386928 dz und in Rappenau

237 . 586 dz , gujammen 374514 dz- Salz gewonnen , 61583 dz: mehr- als im Jahr : 1911/12 :

Dazu famen noh - 1625 dz , die Rappenau von der Saline Wimpfen gekauft hatte . An der in

den freien Verkehr gefegten Menge Salz ift Rappenau : mit 147826 dz und Dürrheim mit

128475 dz beteiligt , d. f. zuſammen 276301 da Salz . Als Abſatzgebiete für Rappenau ſind die

Bezirke der Zolldirektivbehörden Karlsruhe , Kaſſel und München und für Dürrheim die Bezirke

Karlsruhe , München , Leipzig und Sigmaringen zu nennen . Unter den 276301 dz waren

146 792 da verzolltes bezw. verſteuertes Salz ; der Reſt war abgabenfrei abgelaſſenes Salz , von

dem 123 417 dz auf gemeinſchaftliche Rechnung zum menſchlichen Genuß unbrauchbar und 6092 dz

nicht unbrauchbar gemacht wurden .

Das in den genannten badiſchen Staatsſalzwerken gewonnene und in den freien Verkehr

geſetzte Salz betrug nahezu die Hälfte der Geſamtſumme des inländiſchen Salzes , die ſich auf

557576 dz belief . Außer Baden kamen nämlich noch ( der Höhe der Anteile nach aufgezählt )

Württemberg , Elſaß⸗Lothringen , Anhalt , Preußen und Schwarzburg - ⸗Rudolſtadt als Gewinnungs⸗

länder von Salz in Betracht , das in Baden in freien Verkehr geſetzt und durchweg nach der Zoll —

bezw. Steuerabfertigung an den Bezirk Karlsruhe verſendet wurde — Während es ſich bei dem in

Baden , Elſaß⸗Lothringen und Schwarzburg⸗Rudolſtadt gewonnenen Salz um Siedeſalz handelte ,

war dasjenige aus Württemberg , Anhalt und Preußen Steinſalz . Ausländiſches Salz , das

aus Holland , der Schweiz , aus Großbritannien und Italien kam , wurde in der Geſamtmenge von

632 dz in den freien Verkehr gebracht und war alles verzolltes bezw. verſteuertes Salz . Holland

und Italien lieferten Seeſalz , Großbritannien Siedeſalz , die Schweiz beide Arten .

Ausgeführt nach dem Zollausland wurde nur von Dürrheim , und zwar 1370 da Siedeſalz ;

aus Rappenau wurde kein Salz nach dem Zollausland ausgeführt .
Der Steuerbetrag für das von den badiſchen Staatsſalzwerken in den freien Verkehr

geſetzte Salz belief ſich auf 1761503,50 Mb, und gwar famen auf Rappenau 1080 763,50 b

und auf Dürrheim 680 740 / . Im Vergleich zum Vorjahr ift der Geſamtſteuerbetrag um

94036,95 Ao höher .
Die Menge des abgabenfrei verabfolgten Salzes wird , wie auch die obigen Nach —

weiſungen , nach dem Reingewicht angegeben , diejenige der wäſſerigen Löſungen , insbeſondere der

zu Bädern für Heilzwecke abgelaſſenen Sole , nach dem Maßgehalt (Literzahl ). Es wurden im

Berichtsjahr in Baden 59 210 hl und 899980 dz Salz abgabenfrei verabfolgt , von letzteren

98 191 da zu landwirtſchaftlichen , 296 129 d zu gewerblichen Zwecken , 10 da zum Salzen von

Fiſchen uſw. und 5650 dz für ſonſtige Zwecke. Im Vorjahr waren es 43376,44 hl amd

375 542,91 dz Salz . Jm einzelnen fei bemerkt , daß das zu landwirtſchaftlichen Zwecken ver⸗

wendete Salz (Viehſalz , Düngeſalz ) zum größten Teil Siedeſalz war ; im übrigen wurden noch

Pfannenſtein , andere Salzabfälle und Viehſalz⸗Leckſteine verabfolgt . Abnehmer von Salz zu

gewerblichen Zwecken linsgeſamt 412 ) waren Betriebe verſchiedenſter Art : chemiſche Fabriken ,
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